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Die Kleine Anfrage 271 der Abgeordneten Kurlbaum, Dr. Böhm 

(Frankfurt), Dr. Hoffmann und Genossen beantworte ich wie folgt: 

1. Durch die im Jahre 1947 erlassenen alliierten Dekartellierungs- 
gesetze — Gesetz Nr. 56/ VO Nr. 78/VO Nr. 96 — wurden Kar- 
telle und sonstige Wettbewerbsbeschränkungen für ungesetzlich er- 
klärt und verboten. Die betroffenen Unternehmen und Verbindun- 
gen mußten die verbotenen Tätigkeiten einstellen, es sei denn, daß 
sie ordnungsgemäß einen Bericht eingereicht und um Befreiung er- 
sucht hatten. In diesem Falle durften sie die verbotene Tätigkeit bis 
zur Entscheidung über den Befreiungsantrag fortsetzen. (Siehe Art. 
VI A und B der Ausführungs-VO Nr. 1 zum Gesetz Nr. 56/VO 
Nr. 78; Art. 3, 6, 7 der Verfügung Nr. 37 des Französischen Ober- 
kommandierenden in Deutschland.) In einer Anzahl von Fällen 
haben die alliierten Dekartellierungsdienststellen die eingereichten 
Befreiungsanträge bis zum Ende ihrer Tätigkeit nicht entschieden. 
Durch Entscheidung Nr. 36 der Alliierten Hohen Kommission sind 
ihre Befugnisse am 5. Mai 1955 auf mich übertragen worden. Da 
mir die Unterlagen der Alliierten über die gestellten Befreiungs- 
anträge nicht zur Verfügung standen, habe ich eine Umfrage an die 
Länder gerichtet, über deren Kartellauflösungsstellen Befreiungs- 
anträge im Jahre 1947 einzureichen waren. Auf Grund der Ant- 
worten der Länder auf diese Umfrage sowie einer systematischen 
Auswertung aller Unterlagen und Kenntnisse des Bundeswirt- 
schaf tsministeriums ist daher eine Liste aufgestellt worden, die mit 
großer Wahrscheinlichkeit alle heute noch bestehenden wirtschaft- 
lich wichtigen Kartelle umfaßt, für die ein Befreiungsantrag gestellt 
ist, über den aber bisher nicht entschieden worden ist. Es handelt 
sich vor allem um die gemeinsamen Verkaufsorganisationen der 
Hersteller von landwirtschaftlichen Düngemitteln und der Her- 
steller von Zement in Norddeutschland. Landwirtschaftliche Dünge- 
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mittel unterliegen noch der Preisbindung durch Höchstpreisvor- 
schriften; über die endgültige Beibehaltung der Zementsyndikate ist 
noch nicht entschieden. Das Bundeswirtschaftsministerium hat die 
Tätigkeit dieser Kartelle laufend beobachtet und in einigen Einzel- 
fällen eingegriffen. Um diese Gruppe der Kartelle mit Sicherheit 
vollständig zu erfassen und über noch unerledigte Befreiungs- 
anträge, soweit notwendig, entscheiden zu können, wird demnächst 
eine Verordnung zur Ergänzung der Ausführungsbestimmungen zu 
den alliierten Dekartellierungsgesetzen erlassen werden, die die be- 
treffenden Unternehmen und Verbindungen verpflichtet, einen Be- 
richt mit den erforderlichen Angaben einzureichen. 

Ich glaube, annehmen zu können, daß die übrigen Kartelle, die vor 
1945 bestanden hatten, durch die alliierten Dekartellierungsdienst- 
stellen auf Grund des Gesetzes Nr. 56/VO Nr. 78/VO Nr. 96 auf- 
gelöst worden sind, soweit sie sich nicht bereits infolge der Wirt- 
schaftsverhältnisse nach 1945 von selbst aufgelöst hatten. Mit dem 
fortschreitenden Wiederaufbau der deutschen Wirtschaft und der 
damit verbundenen Verschärfung des Wettbewerbs wurde aber in 
der Wirtschaft wieder die Neigung erkennbar, trotz des bestehen- 
den Verbotes neue Kartelle zu bilden und wettbewerbsbeschrän- 
kende Absprachen zu treffen. 

Die in meinem Ministerium vorhandene Liste umfaßt eine große 
Anzahl von Fällen, in denen gewisse Anhaltspunkte für das Be- 
stehen wettbewerbsbeschränkender Absprachen vorliegen, in denen 
jedoch die bisherigen oder die noch laufenden Untersuchungen die- 
sen Verdacht weder ausreichend entkräftet noch so viel Material 
erbracht haben, daß ein Einsdireiten möglich ist. Die häufigsten 
Verdachtfälle dieser Art sind Rabattabsprachen, Preisvereinbarun- 
gen, die unter der Bezeichnung „Nichtdiskriminierungsverträge“ 
eine Bindung der Wirtschaftsteilnehmer an veröffentlichte Preis- 
listen beabsichtigen, Preismeldeverfahren mit dem gleichen Ziel, 
Konditionenregelungen, kollektive Vertriebsbindungen, Kalkula- 
tionsrichtlinien, die durch Einsetzen fester Preise in die Kalkula- 
tionen eine Erstarrung des Marktgefüges herbeiführen sowie inter- 
nationale Regelungen zur Aufteilung der Exportmärkte. 

Die Aufgabe, dieser Entwicklung aktiv durch Anwendung der Kar- 
tellgesetze entgegenzutreten, oblag bis zum 5. Mai 1955 den alliier- 
ten Dekartellierungsbehörden; denn eine Zuständigkeit deutscher 
Stellen, insbesondere des Bundeswirtschaftsministeriums, gab es in 
dieser Beziehung bis zu diesem Zeitpunkt nicht. Lediglich die Län- 
der hatten auf Grund der Direktive Nr. 1 die Befugnis, zur Vor- 
bereitung von Entscheidungen der alliierten Dekartellierungsdienst- 
stellen Ermittlungen zu führen und Vorschläge zu machen; im 
Laufe des Jahres 1950 ging außerdem die Zuständigkeit für Straf- 
verfahren wegen Verletzung der alliierten Dekartellierungsgesetze 
auf die deutschen Gerichte über. 

2. Als die Aufgabe, gegen illegal geübte Wettbewerbsbeschränkungen 
einzuschreiten, im Mai 1955 von den alliierten Dekartellierungs- 
dienststellen auf mich übertragen wurde, waren zunächst gewisse 
Anfangsschwierigkeiten zu überwinden, die zum Teil ihre Ursache 
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in der notwendigen Klärung verfassungsrechtlicher Streitfragen mit 
den Länderregierungen, zum anderen Teil darin fanden, daß zur 
Durchführung der übertragenen Aufgaben sachkundiges Personal 
benötigt wurde, das mit Rücksicht auf die noch ausstehende Verab- 
schiedung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen zunächst 
in dem erforderlichen Umfange nicht zur Verfügung stand. Es kam 
hinzu, daß die Unterlagen der alliierten Dienststellen nicht erreich- 
bar waren. 

Es ist mein Bestreben, alle Fragen möglichst in vertrauensvoller 
Zusammenarbeit mit den betroffenen Wirtschaftskreisen zu lösen 
und die Einstellung beabsichtigter oder bereits geübter unzulässiger 
Wettbewerbsbeschränkungen ohne formelles Verfahren zu errei- 
chen. In einigen Fällen konnten so die Beteiligten zur Aufgabe ihrer 
unzulässigen Abreden veranlaßt werden. 

Um dem Bedürfnis der Wirtschaft nach klaren Riditlinien für das 
im Wettbewerb zulässige Verhalten Rechnung zu tragen, sind in 
Zusammenarbeit mit dem Bundesjustizministerium und den zustän- 
digen Ministerien der Länder die sogenannten Lauterkeitsregeln 
einer größeren Anzahl Wirtschaftszweige überprüft worden bzw. 
befinden sich zur Zeit in der Prüfung. 

Vor einem Einschreiten im formellen Verfahren sind jeweils sehr 
eingehende Ermittlungen erforderlich. Im Verwaltungsverfahren 
sind bisher 5 Unterlassungsanordnungen und 3 Aufforderungen zur 
Äußerung ergangen. 3 weitere Verfahren werden in allernächster 
Zeit eingeleitet werden. In einigen schwerwiegenden Fällen offen- 
sichtlicher bewußter Verstöße sind im Einvernehmen mit mir von 
den Länderbehörden Strafanzeigen erstattet worden, die zum Teil 
bereits zu einer Verurteilung geführt haben. Weitere Strafverfahren 
haben auf Grund von Anzeigen örtlicher Behörden oder von Pri- 
vatpersonen stattgefunden. 

Von meinem Ministerium und den Wirtschaftsministerien der Län- 
der wird der Markt laufend beobachtet und bei gleichmäßigen Preis- 
bewegungen oder anderen Anzeichen einer Markterstarrung syste- 
matisch das Material gesammelt, das Anlaß zu dem Verdacht gibt, 
daß in einem bestimmten Wirtschaftszweig verbotene Wettbewerbs- 
beschränkungen bestehen. Diese Beobachtung erstreckt sich beson- 
ders auf die Wirtschaftszweige, in denen bereits ein Untersuchungs- 
verfahren durchgeführt worden ist, das Verfahren aber den Ver- 
dacht verbotener Wettbewerbsbeschränkungen weder bestätigt noch 
ausreichend entkräftet hat. Hierbei arbeitet das Ministerium eng mit 
den entsprechenden Dienststellen des Bundes und der Länder, insbe- 
sondere den Kartellreferaten sowie den Preisbehörden, zusammen. 

3. Angesichts der konjunkturellen Entwicklung wurde diese Zusam- 
menarbeit in den letzten Monaten wesentlich verstärkt, nachdem ich 
am 10. Januar 1956 vor den Leitern der Prelsbildungs- und Kartell- 
referate der Länder nachdrücklich auf die Notwendigkeit hinge- 
wiesen hatte, gegen abgesprochene Preiserhöhungen mit allen zur 
Verfügung stehenden Mitteln vorzugehen. Die Aufmerksamkeit der 
Preisüberwachungs-, Preisbildungs- und Kartellstellen wurde be- 
sonders auf die gemeinsamen Preiserhöhungen gelenkt, denen — 
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wie häufig festgestellt wurde — häufig Preisbindungen der zweiten 
Hand parallel laufen. Das Bundeswirtschaftsministerium hat im 
Zusammenhang mit der besonderen konjunkturellen Anspannung 
vor allem die Versuche zu Ringbildungen und Preisabsprachen bei 
öffentlichen Ausschreibungen ständig beobachtet. Entsprechende 
Gegenmaßnahmen sind in zahlreichen Fällen durchgeführt bzw. 
eingeleitet worden, bei denen eine weitgehende Koordinierung zwi- 
schen Bund und Ländern erstrebt und auch erreicht wurde. Die Er- 
örterungen auf den zweimonatlichen Arbeitstagungen der Kartell- 
referenten des Bundes und der Länder und auf den Arbeitstagungen 
der Preisbildungsstellen haben dazu in starkem Maße beigetragen. 
Allerdings haben sich die gesetzlichen Handhaben für ein wirk- 
sames Vorgehen immer wieder als unzureidiend erwiesen. Die Bun- 
desregierung hat deshalb am 14. Dezember 1955 einen Entwurf zur 
Ergänzung des Wirtschaftsstrafgesetzes beschlossen und dem Parla- 
ment zur Verabschiedung zugeleitet. Weitere Möglichkeiten zur 
Anpassung der bestehenden unzulänglichen gesetzlichen Bestim- 
mungen an die gegenwärtigen Bedürfnisse werden geprüft. Eine 
entscheidende Abhilfe kann jedoch kaum durch Änderungen und 
Ergänzungen bestehender gesetzlicher Sonderbestimmungen, son- 
dern nur durch ein deutsches Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen geschaffen werden. Die Bundesregierung hat auf diesen 
Umstand in ihren Erklärungen zur Konjunkturlage am 19. Okto- 
ber 1955 und am 22. Juni 1956 nachdrücklich hingewiesen und die 
schnelle Verabschiedung des Gesetzes als eine der wichtigsten der 
von ihr vorgeschlagenen konjunkturpolitischen Maßnahmen be- 
zeichnet. 

Eine vorläufige Duldung bestehender Kartelle erfolgt in gewissem 
Umfange. Es handelt sich dabei insbesondere um Kartelle in der 
Versicherungswirtschaft, um die auf der Grundlage des Gesetzes 
über das Kreditwesen bestehenden Zinskartelle der Banken, die 
Konferenzen und Konventionen der See- und Binnenschiffahrt und 
der Luftfahrt sowie um Gesamtumsatzrabattverfahren in einigen 
Wirtschaftszweigen, die sich auf den betreffenden Marktgebieten zu 
Gunsten der mittelständischen Unternehmen auswirken. Dem Aus- 
schuß für Wirtschaftspolitik des Bundestages sind diese Fälle im 
einzelnen zwecks Erörterung benannt. 

Zur Zusatzfrage: 

Ich habe bisher ein Exportkartell für Allgäuer Emmentaler Käse bis 
zum 31. März 1959 sowie Absprachen der Kraftfahrzeug- und 
Zweiradindustrie über die Beteiligung an Ausstellungen bis zum 
31. März 1958 genehmigt; ein Strukturkrisenkartell der Mühlen- 
industrie habe ich vorläufig genehmigt. Die Genehmigung einiger 
Exportkartelle steht bevor. 26 weitere Befreiungsanträge sind an- 
hängig. Zu derartigen Anträgen werden regelmäßig die Länder und 
die Verbände der durch das beabsichtigte Kartell betroffenen ande- 
ren Wirtschaftszweige gehört. Ferner wird eine Prüfung der Markt- 
verhältnisse vorgenommen, um festzustellen, ob die Genehmigung 
des Kartells tatsächlich im Interesse der Gesamtwirtschaft liegt und 
ob das Interesse der Gesamtwirtschaft die mit der Beschränkung des 
Wettbewerbs verbundenen Nachteile über wiegt. 
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Von den Alliierten sind ein Exportkartell für Fischereinetze bis 
zum 31, Dezember 1956 und eine Absprache der Rundfunkindu- 
strie über Neuheitentermine bis zum 15. Juli 1957 formell geneh- 
migt und das zur Zeit suspendierte Krisenkartell der Konsumseifen- 
industrie durch ausdrückliche Erklärung geduldet worden. 

Alle ausgesprochenen Genehmigungen gelten bis zu den angegebe- 
nen Terminen, längstens aber bis zum Inkrafttreten des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen. 

Das Einschreiten gegen Wettbewerbsbeschränkungen aller Art wird 
ganz wesentlich dadurch erschwert, daß bisher noch kein deutsches 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen besteht. Die alliierten 
Dekartellierungsgesetze sind dem deutschen Rechtsbewußtsein 
fremd. Ihre Anwendung führt daher ständig zu Zweifeln und 
Schwierigkeiten. Gegen ihre Durchsetzung bestehen auch weithin 
gev/isse psychologische Hemmungen, insbesondere, wenn für Ver- 
stöße kriminelle Strafen verhängt werden sollen. Ich wiederhole 
daher meine dringende Bitte, das deutsche Gesetz gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen möglichst bald zu verabschieden, um so bes- 
sere sachliche und organisatorische Voraussetzungen dafür zu schaf- 
fen, daß die Wettbewerbsfreiheit als entscheidendes Element der 
sozialen Marktwirtschaft wirksam gesichert werden kann. 


Dr. Erhard 



